
Staat, der Gesellschaft und den Kindern. Die Eltern 
können ihre verantwortungsvolle Pflicht der Erziehung 
der Kinder nur dann voll erfüllen, wenn sie dabei mit 
Schule und Jugendorganisation eng Zusammenwirken.“ 
So stellt sich die elterliche Sorge nicht nur als ein 
familienrechtliches Verhältnis dar, sondern zugleich als 
eine wichtige staatsbürgerliche Pflicht. Sie ist etwas 
grundsätzlich anderes als die frühere elterliche Ge­
walt. Das erstemal auf deutschem Boden wird das 
Verhältnis zwischen Eltern und Kindern wirklich be­
stimmt durch die Sorge für das Kind und nur hier­
durch. Das kommt deutlich bei der Bestimmung des 
Inhalts der elterlichen Sorge in § 38 des Entwurfs zum 
Ausdruck. Während früher die Vermögensverwal­
tung (und die Nutznießung) um ihrer selbst willen ge­
schaffen wurde, ist sie heute eine der Maßnahmen 
der Sorge, die nur darauf abzielt, dieses Vermögen für 
das Kind zu erhalten. Erst nachdem zufolge der öko­
nomischen Gleichberechtigung der Frau ihre rechtliche 
Gleichberechtigung verwirklicht werden konnte, war 
es auch möglich, im Entwurf die Gleichberechtigung 
der Eltern hinsichtlich der elterlichen Sorge festzu­
legen (5 39). Nur wenn ein Elternteil verhindert ist, 
die elterliche Sorge auszuüben, ist der andere berech­
tigt, sie allein wahrzunehmen. Dabei muß es sich um 
eine längere Verhinderung handeln. Dauert sie nur 
kürzere Zeit, so beschränkt sich die Berechtigung des 
Ellernteils auf unaufschiebbare Angelegenheiten. Der 
Entwurf ist also auch in Ausnahmefällen bemüht, die 
Gleichberechtigung der Eltern soweit wie möglich zu 
gewährleisten.

Nach dem Ableben oder der Todeserklärung eines 
Elternteiles hat der andere allein die elterliche Sorge. 
Sie bleibt der Mutter auch dann, wenn sie eine neue 
Ehe eingeht. Ihre Schlechterstellung nach dem Recht 
des BGB ist damit beseitigt. Die elterliche Sorge nur 
eines Elternteils tritt auch dann ein, wenn sie dem 
anderen nicht zusteht. Das kann der Fall sein bei Ge­
trenntleben der Eltern sowie nach einer Scheidung der 
Ehe der Eltern, ebenso aber auch wenn ein Elternteil 
handlungsunfähig (geschäftsunfähig) ist oder in der 
Handlungsfähigkeit beschränkt ist (§§ 40, 41). Hierin 
zeigt sich, daß auch bei der elterlichen Sorge die 
Gleichberechtigung der Eltern nicht formal durchgeführt 
werden kann, sondern ihren Inhalt erhält durch die 
Aufgaben, die mit ihr zu erfüllen sind.

Es gibt bei der gemeinsamen Ausübung der elter­
lichen Sorge kein letztes Entscheidungsrecht des Vaters, 
und es gibt bei Meinungsverschiedenheiten der Eltern 
grundsätzlich kein Eingreifen staatlicher Stellen. Eine 
solche Regelung setzt ein hohes Pflichtbewußtsein der 
Eltern voraus, wie es bei den wirtschaftlichen Inter­
essengegensätzen in der Ehe in einem kapitalistischen 
Staate nicht erwartet werden kann. Eine solche Rege­
lung ist nur möglich, wenn eben in allen Fragen der 
elterlichen Sorge nur das Wohl des Kindes entscheidet 
und es dann kaum denkbar ist, daß hierüber wesent­
liche Zweifel oder grundsätzliche Meinungsverschieden­
heiten auftauchen können. Es entspricht aber auch dem 
Wesen der Familie in unserem Staate, daß staatliche 
Stellen nicht in einzelne Fragen des Familienlebens 
hineinreden.

Dem Sorgeberechtigten steht das Recht der persön­
lichen Obhut des Kindes zu. Deshalb kann er von je­
dem, der es ihm widerrechtlich vorenthält, im Wege 
der Klage verlangen, daß das Kind ihm wieder zu­
geführt wird.

Da die elterliche Sorge zugleich eine staatsbürger­
liche Pflicht ist, muß eine Pflichtverletzung auch zu 
staatlichen Maßnahmen führen, die das Ziel haben, das 
zum Wohle des Kindes Erforderliche anzuordnen. 
Solche Maßnahmen setzen nicht immer eine schuldhafte 
Pflichtverletzung der Eltern voraus. Denkbar ist es, daß 
auch ohne sie das Wohl des Kindes oder dessen wirt­
schaftliche Interessen gefährdet werden können. So 
z. B. können die Eltern während einer längeren Ab­
wesenheit das Kind einer anderen Person anvertrauen, 
die sich ihrerseits nicht als zuverlässig erweist. Eine 
Pflichtverletzung kann selbstverständlich auch dann 
vorliegen, wenn ein Meinungsstreit der Eltern über 
eine für das Kind wichtige Frage — aber nur dann — 
nicht geklärt werden kann und hierdurch das Wohl 
des Kindes gefährdet wird. Doch werden solche Fälle

schon nach den bisherigen Erfahrungen zu den seltenen 
Ausnahmen zu rechnen sein. Meistens wird es zu einem 
allgemeinen Zerwürfnis der Eltern gekommen sein, so 
daß dieser Allgemeinzustand und nicht eine Einzelfrage 
Veranlassung zu einer Anordnung sein wird. Reichen 
andere Maßnahmen nicht aus — es genügt die ge­
wissenhafte Feststellung des Rates des Kreises, die 
anderen Maßnahmen müssen nicht erst probeweise er­
griffen worden sein — so kann die Unterbringung des 
Kindes in einer geeigneten Familie oder in einem Heim 
angeordnet werden. Eine solche Anordnung bedeutet 
nicht die teilweise oder vollständige Entziehung der el­
terlichen Sorge. Das folgt aus § 44 Abs. 2 Satz 2. Die 
elterliche Sorge bleibt bestehen, sie kann nur im Um­
fang der Unterbringung des Kindes nicht ausgeübt 
werden. Es bleibt das Recht und die Pflicht der son­
stigen Betreuung und Sorge für die Gesundheit und das 
Vermögen des Kindes sowie die gesetzliche Vertretung. 
Erst als weitergehende Maßnahme kann der Rat des 
Kreises die elterliche Sorge teilweise entziehen, und 
zwar sowohl beiden Elternteilen als auch einem Eltern­
teil allein. Eine solche Anordnung muß genau aus­
sprechen. welche Befugnisse der elterlichen Sorge ent­
zogen werden. Dabei ist der Rat des Kreises nicht an 
die Einteilung nach § 38 gebunden. So kann z. B die 
Verwaltung nur eines bestimmten Vermögenskom­
plexes ausgeschlossen oder die Vertretung für be­
stimmte Angelegenheiten aufgehoben werden.

Erst bei schwerster Säumnis der elterlichen Pflichten 
kann als äußerste Maßnahme die Entziehung der elter­
lichen Sorge auch in vollem Umfange angeordnet wer­
den. Da diese Maßnahme weitestgehend in die Rechte 
der Eltern eingreift, ist sie auf Antrag des Rates des 
Kreises durch das Gericht anzuordnen. Ein Verfahren 
für diese gerichtliche Maßnahme kennen bisher weder 
die geltenden Prozeßvorsclrriften noch der Entwurf. 
Das Nähere wird deshalb in Durchführung des Gesetzes 
zu bestimmen sein. Das Gericht wird aber die Grund­
sätze der §§ 45 und 46 des Entwurfs anzuwenden ha­
ben, die für die Entscheidungen des Rates des Kreises 
gelten. Die volle Entziehung der elterlichen Sorge wird, 
wenn sie gegen beide Elternteile gerichtet ist, immer 
als eine Maßnahme der Unterbringung des Kindes er­
gehen; sie wird das Kind vollkommen aus dem Lebens- 
kreis der Familie lösen. Es kann mit Recht davon aus­
gegangen werden, daß alle Maßnahmen nach § 44 zah­
lenmäßig ständig abnehmen werden, da Ursache solcher 
Maßnahmen meistens wirtschaftliche Schwierigkeiten 
in der Familie sind, die im Zuge unserer gesellschaft­
lichen Entwicklung immer weniger in Erscheinung tre­
ten werden. Selbstverständlich können aber auch 
schwere Erziehungsfehler der Eltern eine Rolle spielen.

Die gemeinsame elterliche Sorge hat zur Folge, daß 
die Vertretung des Kindes den Eltern gemeinsam zu­
steht. Sind rechtsgeschäftliche Erklärungen für das 
Kind abzugeben, so können nur beide Eltern zu­
sammen wirken, wobei selbstverständlich eine Ver­
tretung zulässig ist. Anders hingegen ist es mit Willens­
erklärungen, die dem Kinde gegenüber abzugeben sind. 
Hier genügt die Abgabe gegenüber einem Elternteil 
(§ 58). Eine solche Regelung ist zweckmäßig, kann für 
das Kind keinen Nachteil auslösen und widerspricht 
nicht der Gleichberechtigung.

Ist bei Abgabe einer Willenserklärung für das Kind 
ein Elternteil verhindert, so steht nach näherer Be­
stimmung des Entwurfs das Recht der Vertretung dem 
anderen Teile allein zu.

Die notwendige gemeinsame gesetzliche Vertretung 
kann zu Schwierigkeiten führen, falls ein Elternteil 
seine Mitwirkung zu Unrecht verweigert. In diesem 
Falle kann seine Mitwirkung durch eine Erklärung 
des Rates des Kreises ersetzt werden, falls es im Inter­
esse des Kindes erforderlich ist. Die Vertretung wird 
meistens in einer abzugebenden Willenserklärung 
ihren abschließenden Ausdruck finden. Diese Willens­
erklärung erfordert jedoch eine vorherige Entscheidung 
über eine bestimmte, das Kind betreffende Frage, so 
daß auch diese Entscheidung in den Fällen der Erklä­
rung durch den Rat des Kreises zu treffen ist. Damit 
findet hier der Grundsatz eine Einengung, daß Mei­
nungsverschiedenheiten beider Eltern bei Ausübung der 
gemeinsamen elterlichen Sorge nicht durch staatliche 
Stellen entschieden werden sollen. Diese Ausnahme
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